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Text 

Zusammenarbeit im Rahmen von Gruppenpraxen 

§ 26. (1) Die Zusammenarbeit von freiberuflich tätigen Angehörigen des zahnärztlichen Berufs, 
insbesondere zum Zweck der ambulanten öffentlichen Gesundheitsversorgung, kann weiters auch als 
selbständig berufsbefugte Gruppenpraxis in der Rechtsform einer 

 1. offenen Gesellschaft im Sinne des § 105 Unternehmensgesetzbuch (UGB), BGBl. I 
Nr. 120/2005, oder 

 2. Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) im Sinne des GmbH-Gesetzes (GmbHG), RGBl. 
Nr. 58/1906, 

erfolgen. 

(2) In der Firma der Gruppenpraxis ist jedenfalls der Name eines/einer 
Gesellschafters/Gesellschafterin anzuführen. Gesellschafter/Gesellschafterinnen von Gruppenpraxen sind 
ausschließlich Mitglieder der Österreichischen Zahnärztekammer. 

(3) Eine Gruppenpraxis darf keine Organisationsdichte und -struktur einer Krankenanstalt in der 
Betriebsform eines selbständigen Ambulatoriums gemäß § 2 Abs. 1 Z 5 Krankenanstalten und 
Kuranstaltengesetz (KAKuG), BGBl. Nr. 1/1957, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 61/2010, aufweisen. In diesem Sinne gelten folgende Rahmenbedingungen: 

 1. Der Gruppenpraxis dürfen als Gesellschafter/Gesellschafterinnen nur zur selbständigen 
Berufsausübung berechtigte Angehörige des zahnärztlichen Berufs angehören. 

 2. Andere natürliche Personen und juristische Personen dürfen der Gruppenpraxis nicht als 
Gesellschafter/Gesellschafterinnen angehören und daher nicht am Umsatz oder Gewinn beteiligt 
werden. 

 3. Die Übertragung und Ausübung von übertragenen Gesellschaftsrechten ist unzulässig. 

 4. Die Tätigkeit der Gruppenpraxis muss auf die 

 a) Ausübung von Tätigkeiten im Rahmen der Berufsbefugnis der Gruppenpraxis einschließlich 
Hilfstätigkeiten sowie 

 b) Verwaltung des Gesellschaftsvermögens 

beschränkt werden. 

 5. Jeder Gesellschafter ist maßgeblich zur persönlichen Berufsausübung in der Gesellschaft 
verpflichtet. 

 6. Unzulässig sind 

 a) die Anstellung von Gesellschaftern/Gesellschafterinnen und anderen Angehörigen des 
zahnärztlichen Berufs sowie 

 b) das Eingehen sonstiger zivil- oder arbeitsrechtlicher Beziehungen der Gesellschaft oder der 
Gesellschafter/Gesellschafterinnen zu anderen Angehörigen des zahnärztlichen Berufs oder 
Gesellschaften, insbesondere durch den Abschluss von freien Dienstverträgen, Werkverträgen 
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und Leiharbeitsverhältnissen, zum Zweck der Erbringung zahnärztlichen Leistungen in der 
Gruppenpraxis, die über das Ausmaß einer vorübergehenden Vertretung, insbesondere auf 
Grund von Fortbildung, Krankheit und Urlaub, hinausgeht. 

 7. Eine Anstellung von Angehörigen anderer Gesundheitsberufe ist nur in einem Ausmaß zulässig, 
das keine Regelung in einer Anstaltsordnung erfordert. Wenn das Verhältnis zwischen den 
Gesellschaftern/Gesellschafterinnen und den Vollzeitäquivalenten der angestellten Angehörigen 
anderer Gesundheitsberufe die Verhältniszahl 1:5 übersteigt oder wenn die Zahl der angestellten 
Angehörigen anderer Gesundheitsberufe die Zahl 30 übersteigt, wird das Vorliegen eines 
selbständigen Ambulatoriums vermutet. Bei Übersteigen der genannten Zahlen tritt die 
Vermutung des Vorliegens eines selbständigen Ambulatoriums solange nicht ein, als die 
zahnärztliche Verantwortung für die zahnärztliche Leistung für einen bestimmten 
Behandlungsfall bei einem/einer bestimmten Gesellschafter/Gesellschafterin liegt. 

 8. Die Berufsausübung der Gesellschafter/Gesellschafterinnen darf nicht an eine Weisung oder 
Zustimmung der Gesellschafter/Gesellschafterinnen (Gesellschafterversammlung) gebunden 
werden. 

 9. Für die Patienten/Patientinnen ist die freie Wahl des/der Behandlers/Behandlerin unter den 
Gesellschaftern/Gesellschafterinnen zu gewährleisten. 

(4) Eine Gruppenpraxis darf im Bundesgebiet nur einen Berufssitz haben, der zugleich Berufssitz der 
an ihr beteiligten Angehörigen des zahnärztlichen Berufs ist. Darüber hinaus darf eine Gruppenpraxis in 
Form einer Vertragsgruppenpraxis unter nachfolgenden Voraussetzungen mehrere in die Zahnärzteliste 
einzutragende Standorte im Bundesgebiet haben: 

 1. Die Anzahl der Standorte darf die Anzahl der an der Gruppenpraxis beteiligten 
Gesellschafter/Gesellschafterinnen nicht überschreiten. 

 2. Einer der Standorte muss zum Berufssitz der Gruppenpraxis erklärt werden. 

 3. Jeder/Jede Gesellschafter/Gesellschafterin darf zwar unbeschadet des § 27 Abs. 2 an sämtlichen 
Standorten der Gruppenpraxis seinen Beruf ausüben, in diesem Fall jedoch keinen sonstigen 
Berufssitz haben. 

 4. Es kann eine wesentliche Verbesserung des Versorgungsangebots im Einzugsgebiet erreicht 
werden. 

(5) Im Gesellschaftsvertrag ist zu bestimmen, ob und welche Gesellschafter/Gesellschafterinnen zur 
Geschäftsführung und Vertretung berechtigt sind. Zum Abschluss von Behandlungsverträgen für die 
Gesellschaft ist jeder/jede Gesellschafter/Gesellschafterin berechtigt. Die vorübergehende Untersagung 
(§§ 46 f) oder Unterbrechung der Berufsausübung bis zur Dauer von sechs Monaten hindert Angehörige 
des zahnärztlichen Berufs nicht an der Zugehörigkeit zur Gesellschaft, wohl aber an der Vertretung und 
an der Geschäftsführung. 

(6) Jeder/Jede Gesellschafter/Gesellschafterin ist, insbesondere durch eine entsprechende Gestaltung 
des Gesellschaftsvertrags, zur Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, insbesondere der 
Meldepflicht nach § 14 einschließlich der Vorlage des Gesellschaftsvertrages und gegebenenfalls des 
Bescheids über die Zulassung als Gruppenpraxis gemäß § 26b verpflichtet. Jeder/Jede 
Gesellschafter/Gesellschafterin ist für die Erfüllung seiner/ihrer Berufs- und Standespflicht persönlich 
verantwortlich, diese Verantwortung kann weder durch den Gesellschaftsvertrag noch durch Beschlüsse 
der Gesellschafter/Gesellschafterinnen oder Geschäftsführungsmaßnahmen eingeschränkt oder 
aufgehoben werden. 

(7) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Angehörige des zahnärztlichen Berufs abgestellt wird, sind 
die jeweiligen Bestimmungen auf Gruppenpraxen gegebenenfalls anzuwenden. 


